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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Claudia Friedl (sp, SG) forderte im Dezember 2018 mittels einer Motion den Ausbau der
Entwicklungszusammenarbeit für einen nachhaltigen Goldabbau. Auf Grundlage der
im Bericht in Erfüllung des Postulats Recordon (gp, VD; Po. 15.3877) («Goldbericht»)
aufgeführten Entwicklungsländer, die unter schwerer Verletzung von Gouvernanz-
Grundsätzen Gold abbauen, solle der Bundesrat ein Programm erarbeiten, mit dem man
den Zuständen im Goldabbau und -handel in diesen Ländern entgegenwirken könne.
Die DEZA müsse zudem regelmässig Bericht zum Stand der Entwicklung erstatten.
Nationalrätin Friedl merkte in ihrer Begründung an, dass schon im Rohstoffbericht 2013
ein verstärktes Engagement der Schweiz im Bereich des Abbaus von Gold im
Kleinbergbau in Aussicht gestellt worden sei. Sie bemängelte, dass mittlerweile
verschiedene Projekte zurückgefahren würden und der «Goldbericht» keinen Ausbau
von Projekten vorsehe. Aus Sicht der Motionärin wäre dies aber «dringend notwendig»,
angesichts der grossen Bedeutung des Goldsektors in der Schweiz, der einen Grossteil
der weltweiten Goldproduktion verarbeite. Der Bundesrat machte in seiner
Stellungnahme klar, dass er sich der Bedeutung des Goldsektors für die Schweiz und
der damit einhergehenden Herausforderungen im Bereich der Gouvernanz,
Arbeitsbedingungen, Menschenrechte, Umwelt sowie Transparenz der Lieferketten
bewusst sei. Man unterstütze die Umsetzung der «OECD-Leitsätze für die Erfüllung der
Sorgfaltspflicht zur Förderung verantwortungsvoller Lieferketten für Minerale aus
Konflikt- und Hochrisikogebieten» und erwarte von den Unternehmen die
Wahrnehmung ihrer sozialen Verantwortung. Die DEZA sei in verschiedenen
goldfördernden Ländern präsent und anerkenne das Entwicklungspotenzial des
Kleinbergbaus. Angesichts der komplexen Problematik im Kleinbergbau sei jedoch bei
der Identifikation und Planung neuer Projekte eine sorgfältige Analyse der Risiken und
Partner nötig. Der Bundesrat erwarte bis Ende 2019 aufgrund der Analyse- und
Konsultationsprozesse der DEZA einen Entscheid über die Programmausrichtung. Das
Anliegen der Motion käme verfrüht, weshalb er deren Ablehnung beantragte. 1

MOTION
DATUM: 13.12.2018
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2020 befasste sich der Nationalrat mit der Motion Friedl (sp,
SG), welche den Ausbau der Entwicklungszusammenarbeit für einen nachhaltigen
Goldabbau verlangte. Die Motionärin betonte, dass der Schweiz als Standort von 40
Prozent der weltweiten Raffineriekapazitäten für Gold eine grosse Verantwortung
zukomme. Zwar habe man im Bereich der handwerklichen Minen, von denen rund 20
Prozent des Goldes stammen, bereits Massnahmen ergriffen, doch es bestehe noch
«viel Luft nach oben». So profitierten durch die «Better Gold Initiative» des SECOs nur
gerade 7'000 Personen von einer verantwortungsvollen Goldproduktion mit freiwilligen
Nachhaltigkeitsstandards. Im bundesrätlichen Bericht über «Goldhandel und Verletzung
der Menschenrechte» aus dem Jahr 2018 sei vorgesehen, dass man die Schweizer
Programme eingebettet in die Entwicklungszusammenarbeit der DEZA in Westafrika
ausweite. Nationalrätin Friedl forderte nachdrücklich, dass diese Projekte auch initiiert
würden und man darüber berichten müsse. Bundesrat Cassis empfahl die Motion trotz
Friedls Plädoyer zur Ablehnung. Das EDA lege in Zukunft besonderen Wert auf die
Verbesserung der Lage in Westafrika, wobei dieser Fokus auch in Einklang mit der
Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 stünde. Nach der Einreichung
der Motion war beschlossen worden, dass die DEZA ihr Engagement in Westafrika
verstärken werde, auch durch die Umsetzung konkreter Projekte. Im Rahmen der
geltenden Verfahren werde sie auch über dieses Engagement Bericht erstatten. Der
Nationalrat zeigte sich von der bundesrätlichen Erklärung mehrheitlich überzeugt und
lehnte die Motion mit 103 zu 87 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die Fraktionen der
bürgerlichen Parteien stimmen fast geschlossen gegen den Vorstoss. 2

MOTION
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

Die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
wurden im der Herbstsession 2020 im Nationalrat ähnlich hitzig diskutiert, wie einige
Monate zuvor bereits im Ständerat. Konkret handelte es sich bei vorliegendem Geschäft
um drei Bundesbeschlüsse: zwei Verpflichtungskredite über CHF 217.5 Mio. respektive
CHF 713.9 Mio. für die Kapitalerhöhungen und die Erhöhung des Garantiekapitals der
WBG; zwei Verpflichtungskredite über CHF 109.7 Mio. respektive CHF 1.718 Mrd. für die
Kapitalerhöhung und die Erhöhung des Garantiekapitals der AfDB; und schliesslich eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
AMANDO AMMANN
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Änderung des Quorums für Kapitalerhöhungen im Rahmen der IFC. 
Die APK-NR empfahl dem Nationalrat auf alle drei Bundesbeschlüsse einzutreten,
während zwei Kommissionsminderheiten – die Minderheit Guggisberg (svp, BE) der FK-
NR und die Minderheit Grüter (svp, LU) der APK-NR – einen Antrag auf Nichteintreten
stellten. Claudia Friedl (sp, SG), Komissionssprecherin der FK-NR, betonte die
Bedeutung der beiden Banken, die für ihre Arbeit auf Unterstützung von aussen
angewiesen seien, wobei die Schweiz sich über das reine Geldgeben hinaus auch gegen
Korruption und Fehlinvestitionen einsetze. Für Minderheitsführer Guggisberg waren
derartige Ausgaben in der Corona-Krise schlicht nicht zu verkraften. Zudem würden die
Banken immer wieder menschenrechtsverletzende Projekte finanzieren und hätten mit
Korruption zu kämpfen. Schliesslich wies Guggisberg darauf hin, dass sich auch die USA
nicht an der Kapitalerhöhung beteiligten. Franz Grüter argumentierte im Namen seiner
APK-NR-Minderheit ebenfalls gegen das Eintreten und nahm dabei vor allem auf die
Argumente seines Vorredners und Parteikollegen Bezug. Er kritisierte darüber hinaus
aber auch, dass CHF 300 Mio., welche den Banken im Austausch für Aktien überwiesen
werden sollten, als Investitionen und nicht als ordentliche Ausgaben klassifiziert werden
sollen. Die beiden Minderheiten Guggisberg und Grüter wurden gemeinsam mit 133 zu
54 Stimmen abgelehnt, womit der Nationalrat auf das Geschäft eintrat. Darüber hinaus
machte die APK-NR mehrere Änderungsvorschläge in den Bundesbeschlüssen, welche
dem Bundesrat konkrete Handlungsanweisungen auferlegen würden. Unter anderem
stimmte der Nationalrat dafür, dass die Schweiz ihr Abstimmungsverhalten zu den
einzelnen Projekten der Banken im Internet publizieren und der Bundesrat dem
Parlament alle zwei Jahre Auskunft darüber geben muss, wie sich die Schweiz für den
Schutz der Menschenrechte, gute Regierungsführung und den Klimaschutz einsetzt.
Ausserdem muss sich die Schweiz in der Weltbankgruppe für die Stärkung der
staatlichen Bildung und der Gesundheitsversorgung einsetzen, eine Nulltoleranzpolitik
gegenüber Korruption und Repression verfolgen und die Schaffung von dauerhaften
Arbeitsplätzen in den Zielländern unterstützen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Kredite für die Weltbankgruppe mit den vorgenommenen Ergänzungen
mit 139 zu 54 Stimmen und jene für die Afrikanische Entwicklungsbank mit 140 zu 55
Stimmen an. Damit schuf er eine Differenz zum Ständerat, welcher das Geschäft erneut
zur Behandlung überwiesen erhielt. 3

In der Herbstsession 2020 stand die Strategie der IZA 2021-2024 im Nationalrat zum
zweiten Mal zur Debatte. Zuvor hatte der Ständerat eine vom Nationalrat
vorgeschlagene Änderung abgelehnt und damit eine Differenz geschaffen. Die grosse
Kammer hätte mit einem Artikel 2a die Höhe der Rahmenbeträge an die wirtschaftliche
Entwicklung der Schweiz und den Abbau der Covid-19-bedingten Schulden koppeln
wollen, was der Ständerat aber für unpassend befand. Eine Mehrheit der APK-NR schlug
vor, sich dem Ständerat anzuschliessen. Eine Minderheit Büchel (svp, SG) wollte jedoch
am betroffenen Artikel 2a festhalten. Roland Büchel sah im umstrittenen Artikel eine
Möglichkeit, im Bereich der Entwicklungshilfe Einsparungen vornehmen zu können. Die
Minderheit verlangte, die Schweiz «von innen her» zu stärken und kritisierte die hohen
Beträge, die in den kommenden Jahren in die IZA investiert werden sollten. Claudia
Friedl (sp, SG) unterstützte in ihrem Votum den Mehrheitsantrag, da das Parlament im
jährlichen Budget sowieso den effektiven Betrag eines Rahmenkredits festlegen könne
und man mit Artikel 2a den eigenen Handlungsspielraum nur noch verkleinern würde.
Hans-Peter Portmann, welcher den Artikel ursprünglich mittels Minderheitsantrag
eingebracht hatte, verwies auch auf die Zusicherung des Bundesrats, dass dieser in den
Zahlungskrediten die wirtschaftliche Entwicklung und den Covid-19-Schuldenabbau
berücksichtigen werde. 
Der Nationalrat nahm schliesslich den Antrag der Mehrheit mit 112 zu 56 Stimmen (bei
25 Enthaltungen) an und strich damit Artikel 2a wieder aus dem Entwurf, womit er die
Differenz zum Ständerat bereinigte. Somit wurden die vier Bundesbeschlüsse zur IZA
angenommen. Für die Gegenstimmen bei der Gesamtabstimmung zeichnete fast
ausschliesslich die SVP-Fraktion verantwortlich, die Enthaltungen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der FDP-Fraktion. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2020
AMANDO AMMANN
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Wenige Tage nach der zweiten Sitzung des Ständerats zur Vorlage befasste sich der
Nationalrat mit dessen Kompromiss zu den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Die vier Verpflichtungskredite waren in
beiden Räten unumstritten, jedoch hatte der Nationalrat fünf Artikel mit
Handlungsrichtlinien ergänzt, die vom Ständerat zwar abgelehnt, im Sinne einer
Kompromisslösung aber grösstenteils in einem neu geschaffenen Artikel 3a
aufgenommen worden waren. Während dieser Artikel 3a auf Antrag der APK-NR
angenommen wurde, setzte sich eine Minderheit Schneider-Schneiter (cvp, BL) dafür
ein, dem Ständerat auch hinsichtlich der Streichung der Offenlegungspflicht zu folgen
und Artikel 3c zu streichen. Die Minderheit aus Vertreterinnen und Vertretern der
Mitte-, der FDP- und der GLP-Fraktion argumentierte, dass die Publikation im Internet
nicht umsetzbar und die Unterrichtungspflicht des Parlaments bereits anderweitig
geregelt sei. Roland Fischer (glp, LU) zeigte Verständnis für den Wunsch nach mehr
Transparenz und stellte in Aussicht, dass die Aussenpolitischen Kommissionen in der
Differenzbereinigung einen Kompromiss ausarbeiten könnten. Die Mehrheit des
Nationalrates wollte jedoch an der Offenlegungspflicht festhalten. Franz Grüter (svp,
LU), dessen Fraktion sich von Anfang an gegen die Verfügungskredite eingesetzt hatte,
bezeichnete die Institutionen als «Dunkelkammern» und verlangte eine «Aufsicht über
die Aufsicht». Auch die SP setze sich für die Einhaltung von Transparenz und
Rechenschaft und daher für Artikel 3c ein, wie Claudia Friedl (sp, SG) verlauten liess.
Bundesrat Parmelin freute sich zwar über den konstruktiven Kompromiss zu Artikel 3a,
der keine grösseren Umsetzungsprobleme mit sich brachte. Er verwies jedoch in Bezug
auf den umstrittenen Artikel 3c ebenfalls darauf, dass die Publikation der Schweizer
Positionen im Internet «äusserst problematisch und sehr oft kontraproduktiv» sein
könne. Um auf internationaler Ebene Kompromisse finden zu können, sei es manchmal
unumgänglich, Positionen vertraulich zu behandeln. Auf Nachfrage von Fabian Molina
(sp, ZH) stimmte er aber im Namen des Bundesrats zu, den zuständigen Kommissionen
gegenüber Rechenschaft abzulegen. Der Nationalrat nahm den Antrag der Mehrheit in
Bezug auf Artikel 3c trotz der bundesrätlichen Bedenken mit 118 zu 68 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) an, womit er erneut eine Differenz zum Ständerat schuf. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
AMANDO AMMANN

Mittels Postulat forderte Claudia Friedl (sp, SG) den Bundesrat dazu auf, eine Strategie
für die aktive Teilhabe von Frauen in der Entwicklungszusammenarbeit und
Friedensförderung zu erarbeiten. Die wichtige Rolle von Frauen in diesen
Themenfeldern sei zentral, um diese nachhaltig zu gestalten, begründete die Motionärin
ihr Anliegen. In der Aussenpolitik herrsche eine einseitige Auffassung von Sicherheit
und Wiederaufbau vor, so dass die Bedeutung der sozialen Komponente, insbesondere
der von Frauen getragenen Care-Ökonomie noch unterschätzt werde. Friedl forderte
mehr Investitionen in die soziale und nicht nur die physische Infrastruktur, damit
Frauen in den betroffenen Gebieten effektiv an Friedensprozessen und
Entwicklungsprojekten teilnehmen könnten. Die Schweiz sei in diesem Bereich bereits
aktiv, doch für die Zukunft bedürfe es einer Analyse des Ist-Zustands und darauf
aufbauend einer aussenpolitischen Strategie für nachhaltige Sicherheit. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats. Das Postulat wurde in der Sommersession 2021
von Roland Rino Büchel (svp, SG) bekämpft, weshalb es zu einem späteren Zeitpunkt im
Nationalrat diskutiert werden wird. 6

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat über das Postulat Friedl (sp, SG),
das eine Strategie für die aktive Teilhabe von Frauen in der
Entwicklungszusammenarbeit und Friedensförderung forderte. Roland Büchel (svp,
SG), der das Postulat in der Sommersession 2021 bekämpft hatte, zeigte sich mit dem
Inhalt des Vorstosses nicht einverstanden. Er lehnte das Anliegen ab, dass in der
geforderten Strategie die sozioökonomischen Grundbedingungen für die aktive
Teilhabe von Frauen in diesen Themenfeldern «garantiert» werden müssten. Auch an
Friedls Aussage, wonach geschlechtsspezifische Auswirkungen von Krisen und
Konflikten nur unter Mitarbeit von Frauen sichtbar gemacht werden könnten, störte er
sich. Für das von Friedl geforderte geschlechtsspezifische Budget innerhalb der
Verwaltung und in der Umsetzung der Entwicklungszusammenarbeit wolle er «das
Portemonnaie der Steuerzahler» nicht öffnen. Aussenminister Cassis hingegen
begrüsste das Anliegen des Postulats, da die Stärkung der sozioökonomischen Position
und der Unabhängigkeit der Frauen bereits Teil der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit sei. Die Thematik werde zudem auch in der Gleichstellungsstrategie
2030 des Bundes behandelt. Um die in den verschiedenen strategischen und
operationellen Dokumenten verstreuten Informationen zu bündeln und sich damit

POSTULAT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN
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einen Überblick zu verschaffen, sei ein derartiger Bericht gut geeignet. Daher
beantragte er die Annahme des Postulats. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit 110 zu
75 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Dem Widerstand der SVP hatte sich auch eine
Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion angeschlossen. 7

Als eines der ersten Geschäfte behandelte der nach den Wahlen neu
zusammengestellte Nationalrat in der Wintersession 2023 das Bundesgesetz über die
SIFEM. Die Kommissionssprecherinnen Christine 
Badertscher (gp, BE) und Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) stellten das Geschäft
vor und erläuterten, dass die Kommission das Gesetz begrüsse. Eintreten war denn
auch unbestritten. Die Mehrheit der vorberatenden APK-NR und in der Folge auch die
grosse Kammer folgten in allen diskutierten Punkten dem Bundesrat. Keine Mehrheiten
fanden entsprechend die vier Minderheitsanträge aus der Kommission: Eine Minderheit
Friedl (sp, SG) hatte verlangt, dass die SIFEM spezifische Massnahmen für die
Chancengleichheit von Mann und Frau ergreift. Eine zweite Minderheit Friedl hatte den
Artikel über die Geschäftstätigkeit um einen Passus zur Stärkung der Investitionen in
den am wenigsten entwickelten Ländern ergänzen wollen. Ein explizites
Investitionsverbot in fossile Energieträger hatte die Minderheit Crottaz (sp, VD) verlangt.
Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wiederum hatte in der letzten Minderheit gefordert,
dass die SIFEM ihre Arbeit mit den Tätigkeiten der relevanten Bundesstellen,
insbesondere mit der DEZA und dem SECO, abstimmt. Einen ähnlich formulierten
Passus hatte der Ständerat in der Herbstsession 2023 angenommen.
In der Gesamtabstimmung wurde die unveränderte Vorlage schliesslich einstimmig
gutgeheissen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Bericht des Bundesrats vom 14.11.18; Bericht des EDA vom 27.3.13; Mo. 18.4244
2) AB NR, 2020, S. 349 f.; Bericht des Bundesrats vom 14.11.18
3) AB NR, 2020, S. 1555ff.; AB NR, 2020, S. 1562ff.
4) AB NR, 2020, S. 1713ff.
5) AB NR, 2020, S. 2443 ff.
6) AB NR, 2021, S. 1478; Po. 21.3122
7) AB NR, 2022, S. 331 ff.
8) AB NR, 2023, S. 2182 ff.
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